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— Nr 49. 


Kr. 7149.) Vertrag zwiſchen Preußen und Heſſen, betreffend die Verwaltung und den 
\ Betrieb der im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen Strecke der 
Main» Wefer - Bahn. Vom 30. Mai 1868. 


= Nachdem in dem Schlußprotokoll zu dem zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige 
von Preußen und Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Heſſen und 
bei Rhein am 3. September 1866. abgeſchloſſenen Friedensvertrage sub Nr. 10. 
bezüglich der Abtretung der Verwaltung und des Betriebes der im Großherzog⸗ 
lichen Gebiete belegenen Strecke der Main - Wefer - Bahn beſondere Verhand⸗ 
lungen vorbehalten worden, ſo ſind zum Zweck derſelben die Bevollmächtigten 


der betheiligten Hohen Regierungen, und zwar: 


= Seitens der Königlich Preußiſchen Regierung: 
b der Ages Ober⸗Regierungsrath Ludwig Auguſt Wilhelm 
eiſe, 
Seitens der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung: 
8 der Miniſterialrath Auguſt Schleiermacher, 
uſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation den nachſtehenden 


* Vertrag verabredet und abgeſchloſſen. 
| Artikel 1. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung überträgt vom 1. Auguſt 1868. 
ab auf ewige Zeit die a und den Betrieb des in Ihrem Stagtsgebiete 
2 belegenen Theiles der Main - Wefer - Bahn, ſowie die ung alles dazu 
. raue Menu „an die tet Ach Preußiſche Regierung. ie Königlich 
Preußiſche Regierung nimmt dieſe Uebertragung an und wird, nachdem die 
übrigen Theile der Main⸗Weſer⸗Bahn in Folge der Einverleibun des ehema⸗ 
3 ligen Kurfürſtenthums Heſſen und des Gebietes der vormals freien Stadt Frank⸗ 
Funk in Ihr Eigenthum übergegangen find, das geſammte Main⸗Weſer⸗Bahn⸗ 
Anternehmen einheitlich verwalten und betreiben. 

Jauhegang 1868. (Nr. 7149.) f Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Juli 1868. 


BER EHRE A ST 

Zu dem Behufe wird die Königlich Preußiſche Regierung eine Königliche 
Direktion einſetzen, deren Sitz und Firma die Königlich Preußiſche Regierung 
beſtimmt. Dieſe Direktion wird aus höchſtens vier Mitgliedern beſtehen, von 
welchen die Königlich Preußiſche Regierung den Vorſitzenden reſp. deſſen Stell: 
vertreter, ein adminiſtratives und das techniſche Mitglied zu ernennen 1 iſt, 
während der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung das Recht vorbehalten bleibt, 
auch Ihrerſeits ein mit einem adminiſtrativen Dezernat zu betrauendes Direktions⸗ 
mitglied zu ernennen und der Königlich Preußiſchen Regierung zu bezeichnen. Dieſer 
Beamte erhält Sitz und Stimme in der Direktion und hat im Domizil derſelben 
Wohnſitz zu nehmen. Er fungirt gleichzeitig als ſtändiger Kommiſſarius der 
Großherzoglich Heſſiſchen Regierung zur Vertretung Ihrer aus dieſem Vertrage 
ſonſt originirenden Gerechtſame. Alngeachtet feiner Mitgliedſchaft in der König, 
lichen Direktion bleibt er Großherzoglich Heſſiſcher Unterthan und Staatsdiener 
und erhält gleich den übrigen Direktionsmitgliedern ſeine Kompetenzen aus den 
Intraden der Bahn nach denſelben Grundſätzen, welche für die übrigen Direk⸗ 
tionsmitglieder als maaßgebend aufgeſtellt werden. 2 

Die einzuſetzende Königliche Direktion wird die Geſchäfte nach den von 
der Königlich Preußiſchen Regierung zu erlaſſenden Inſtruktionen in kollegialiſcher 
Form führen und die ihr obliegenden Entſcheidungen nach Majoritätsbeſchlüſſen 
faſſen. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden reſp. in Ab⸗ 
weſenheitsfällen feines Stellvertreters den Ausſchlag. Von dem Tage ab, an 
welchem dieſe Direktion eingeſetzt wird und in Wirkſamkeit tritt, begiebt ſich die 
Großherzoglich Heſſiſche Regierung, inſoweit in dem gegenwärtigen Vertrage 
nicht Ausnahmebeſtimmungen getroffen worden ſind, der Einwirkung auf die 
Verwaltung der Main⸗Weſer- Bahn und ſtellt insbeſondere die von derſelben 
für die in dem Großherzoglichen Gebiete belegene Bahnſtrecke eingeſetzte Spezial⸗ 
Direktion ihre Funktionen ein. 


Artikel 3. 


Die auf der Großherzoglich Heſſiſchen Bahnſtrecke zur Zeit fungirenden 
oder ſonſt im Intereſſe der Main⸗Weſer⸗Bahn von der Großherzoglich Heſſt⸗ 
ſchen Regierung angeſtellten Beamten treten mit ihren gegenwärtigen Beſoldun⸗ 
gen Emolumenten und fonftigen Rechten in den Dienft der Königlich Preußiſchen 

egierung. Sie ſcheiden dadurch nicht aus dem AUnterthanenverbande ihres 
Da one und find den Geſetzen und Behörden des Ortes unterworfen, wo 
ie ihren amtlichen Wohnſitz haben, unterſtehen aber rückſichtlich der Disziplin 
behandlung ausſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung, beziehungsw 
deren zuſtändigen Organen. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung behält Sich übrigens das Recht 
vor, diejenigen dieſer Beamten, welche den Rücktritt in den Großherzoglich He 
ſchen Dienſt 1 bei geeigneter Gelegenheit aus dem Königlich Preußiſch 
Dienſt zurückzuberufen. Der Austritt aus dem letzteren kann in einem ſolch 
Falle jedoch erſt dann ſtattfinden, wenn für den Erſatz Sorge getragen iſt, w 


eilig mit 
wird. 
Blei künftigen Anſtellungen für die innerhalb des Großherzoglichen Ge⸗ 
letes belegene Bahnſtrecke wird die Königlich Preußiſche Regierung Angehörige 
in Staates thunlichſt berückſichtigen. Hinſichtlich des Unterthanen⸗ 
ieziplinarverhältniſſes gelten für dieſe Beamten dieſelben Normen, wie für 
aus dem Großherzoglichen in den Königlichen Dienſt übergetretenen Beamten. 
Wenn die Großherzoglich Heſſiſche Regierung aus polizeilichen Gründen 
die Entfernung eines auf Ihrem Gebiete ſtationirten Beamten von ſeiner Stelle 
für geboten erachten ſollte, ſo wird Sie der Königlich Preußiſchen Regierung 
hierüber Mittheilung machen und dieſe dann ein ſolches Anſinnen ſobald als 
thunlich berückſichtigen. 


Artikel 4. 


Austrag zu bringen. f | 
Der der Großherzoglichen Regierung zuſtehende Antheil an den Betriebs⸗ 
Ueberſchüſſen wird alljährlich nach Feſtſtellun der Jahres-Betriebsrechnung 
verweilt an die von der Großherzoglichen Regierung zu bezeichnende Kaſſe 
abgeführt werden. 


d Artikel 5. 

Die von der Direktion alljährlich aufzuftellenden Verwaltungs⸗Etats ſollen 
e und ſpäteſtens ſechs Wochen vor Beginn des Etatsjahres und vor ihrer 
efinitiven Feſtſtellung durch die Königlich Preußiſche Regierung Seitens der 


er in Bezug auf die Etatsaufſtellung etwa geäußerten Bedenken und geſtell⸗ 
en Anträge werden Seitens der Königlich Preußiſchen Regierung einer eingehen⸗ 
den Erörterung unterzogen und thunlichſt berückſichtigt werden. i 

= Artikel 6. 


Man iſt darüber einverſtanden, daß das Unternehmen fortwährend in 
Nr. 7140.) 94* ei⸗ 


thunlichſter Beſchleunigung und längſtens binnen drei Monaten ge⸗ 


Iaffen, find durch unmittelbares Benehmen der beiderſeitigen Regierungen zum 


ſeßteren der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung mitgetheilt werden. Die von 


— 692 


einem den Anforderungen des Verkehrs entſprechenden Zuſtande erhalten 

dieſen Anforderungen entſprechend betrieben werden foll, Sollten ſich zu 

Zwecke Ergänzungsbauten, Vermehrung der Betriebsmittel oder andere dergleiche 
Aufwendungen als nothwendig herausſtellen, welche eine Erhöhung des Anlage 
kapitals für das Geſammtunternehmen bedingen, ſo wird hierüber zuvor eine 
Waile zwiſchen den Hohen kontrahirenden Regierungen herbeigeführt 
werden. 93 


Artikel 7. 


Die Landeshoheit bleibt für die Bahnſtrecke im Großherzoglich Heſſiſchen 
Gebiete der Großherzoglichen Regierung ausſchließlich vorbehalten. Dieſelbe 
verpflichtet Sich jedoch, der Königlich Preußiſchen Regierung in den durch das 
ann bedingten Fällen das Expropriationsrecht zu 
verleihen. ; 
Die Hoheitszeichen an der Bahnftrede im Großherzoglichen Gebiete find 
nur die der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung. 


Artikel 8. 


Die im Großherzogthum Heſſen zum Schutze der Eiſenbahnen und Tele⸗ 
raphen und des Betriebes derſelben jeweilig beſtehenden geſetzlichen und polizei⸗ 
ichen Beſtimmungen finden gleichmäßig auch auf die in Rede ſtehende Bahn⸗ 
ſtrecke nebſt Bahn⸗Telegraphenleitung Anwendung. a 

Da jedoch im Intereſſe der einheitlichen Verwaltung der Main⸗Weſer⸗ 
Bahn die Handhabung der Bahnpolizei nach übereinſtimmenden Grundſätzen 
dringend wünſchenswerth iſt, ſo wird die Großherzoglich Heſſiſche Regierung 
das von der Königlich Preußiſchen Regierung feſtzuſtellende Bahnpolizei-Regle⸗ 
ment, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen 

möchten, auch für die Bahnſtrecke in Ihrem Gebiete in Kraft ſetzen. 2 
5 Das Bahnpolizei » Reglement wird für jedes Staatsgebiet beſonders 
publizirt. 


Artikel 9. 


Alle privatrechtlichen Anſprüche, welche in Veranlaſſung des Betriebes 
und der Verwaltung der im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete gelegenen Bahn⸗ 
ſtrecke gegen die Königlich Preußiſche Betriebsverwaltung erhoben werden, unter 
liegen der Entſcheidung der zuſtändigen Großherzoglichen Gerichte. Zu dem 
Ende ſoll die Stadt Gießen als juriſtiſches Domizil der Königlich Preußiſchen 
Verwaltung in dem Großherzogthum betrachtet werden. Verbrechen und Ver⸗ 
gehen bezüglich der obigen Bahnſtrecke oder der Transporte auf derſelben wer⸗ 
den ebenfalls von den zuſtändigen Großherzoglichen Behörden unterſucht und 
nach den Großherzoglichen Geſetzen beurtheilt. 3 


Artikel 10. 


Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Großherzoglichen Gebiete 
helegenen Bahnſtrecke erfolgt durch das in den Bahnpolizei⸗Reglements ee 5 
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Königlich Preußiſche Eiſenbahnperſonal. Dieſes Perſonal iſt auf Präſentation 
8 Direktion (Artikel 2.) von den kompetenten Großherzoglichen Behörden in 
Pflicht zu nehmen. . 

Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Bahnſtrecke den betreffenden Großherzoglichen Organen ob. Dieſelben werden 
den Bahnpolizei-Beamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel 11. 


1 Die Feſtſetzung der Tarife, die Feſtſtellung des Fahrplanes und die Er⸗ 
llaſſung aller fonftigen die Verwaltung und den Betrieb der Main⸗Weſer⸗Bahn 
betreffenden Verordnungen iſt ausſchließlich Sache der Königlich Preußiſchen 
Regierung, welche Sich jedoch verpflichtet: . 


a) in Betreff der Tarife ohne vorgängige Zuſtimmung der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung keinerlei Erhöhung der gegenwärtig beſtehenden 
Tarifſätze in Kraft treten zu laſſen / 


hb) rückſichtlich der Fahrpläne wird die Königlich Preußiſche Regierung, da⸗ 
fern nicht eine anderweite Vereinbarung mit der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung getroffen ſein wird, mindeſtens fünf Perſonenbeförderung 
vermittelnde Züge in jeder Richtung auf der Bahn a und darauf 
Bedacht nehmen, daß dieſe Züge auf ſämmtlichen im Großherzogthum 
vorhandenen Stationen zur Aufnahme von Perſonen anhalten. Je einer 
dieſer Züge ſoll in einer frühen Morgenſtunde, ein zweiter in einer ſpä- 
teren Morgenſtunde, ein dritter in einer Nachmittagsſtunde, ein vierter 
in einer Abendſtunde die im Großherzogthum belegene Bahnſtrecke 
durchfahren; 8 


überdies wird die Königlich Preußiſche Regierung bei Feſtſtellung der 
Fahrpläne, Tarife und Verordnungen die Ihr in Bezug hierauf von 
der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung etwa kund gegebenen Wünſche 
thunlichſt berückſichtigen. 


Artikel 12. 


. Zwiſchen den beiderſeitigen Staatsangehörigen ſoll ſowohl hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe, als der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht wer⸗ 
den, namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet 
des anderen Staates übergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Ab⸗ 
5 fertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe ungünſtiger behandelt werden, 
als die aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden 
Transporte. 


© 
— 


Artikel 13. 


ee Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſpäteſtens binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 

(Nr, 71497150) Deſ⸗ 


Deſſen Irkund i er Vertrag n de 
erzeichnet und unterſiegelt worden. 


So geſchehen an) den 30. Mai 1868 


(L. S.) Ludwig Auguſt Withelm W 
(L. S.) Auguſt Schleiermacher. 


Vorſtehender Vertrag iſt nat worden, und die Ohusnnechfeleg der 
. ⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


— — — b 


29 


2 be. 7150) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Mai 1868., betreffend die veränderte Führung de 
. f Militair⸗Kirchenbücher. 5 


Ale Ihren Bericht vom 24. d. M. beſtimme Ich, unter Aufhebung der ent 


gegenſtehenden Vorſchriften in den 5 41. 42. 76. und 79. der Mili, ⸗Kirchen⸗ 
ordnung vom 12. Februar 1832., daß hinfort für jede Garniſon, beziehungs 
weiſe für jede Militair- Kirchengemeinde nur Ein Kirchenbuch, beſtehend aus einem 
Tauf⸗, Trauungs⸗, Todten⸗ und Konfirmandenregiſter, angelegt und in dupl 
geführt werden ſoll. Sie, den Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, beauf 
N Ich mit der Ausführung dieſer Meiner el 


Berlin, den 30. nn 1868. 
Wilhelm. 


v. Roon. v. Mühler. 


7151.) Abgeändertes Statut des Dommitzſcher Deichverbandes. Vom 29. Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


1 Nachdem mehrere Hochwaſſer der Elbe und namentlich die Hochwaſſer der 
Frühjahre 1865. und 1867. gezeigt haben, daß der nach dem Statute des Dom⸗ 
mitzſcher Deichverbandes vom 13. November 1854. (Geſetz-Samml. vom Jahre 
1854. S. 600. ff.) errichtete Sommerdeichverband die eingedeichten Grund⸗ 
ſtücke nur unvollkommen gegen die Verheerungen des Hochwaſſers ſchützt, und 
nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt iſt, ge⸗ 
nehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 
28. Januar 1848. $$. 11. 15. und 23. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1848. 
S. 54.) auf den Antrag des Dommitzſcher Deichamtes und der überwiegenden 
Majorität der Betheiligten nachſtehende Aenderungen des obigen Statuts vom 
13. November 1854. : 


I. 


i Zum F. 1. des Statuts vom 13. November 1854. In der im 
F. 1. des Statuts vom 13. November 1854. näher bezeichneten Niederung werden 
die Eigenthümer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtücke, welche 
ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 23 Fuß am Torgauer Pegel der 
Ueberſchwemmung unterliegen würden, zu einem Deichverbande vereinigt, welcher 
1 0 8 hat, ſie gegen die Ueberſchwemmungen der Elbe und Weinske zu 
ſchützen. 

a Die ſchon vor dem Statut vom 13. November 1854. eingedeichten Dre⸗ 
bligaer Aue⸗Felder gehören nach wie vor dieſem Deichverbande nicht an. Da 
jedoch die Sicherheit der zum Deichverbande gehörigen Niederung von der 
Erhaltung des Drebligaer Felddeiches abhängt, fo, wird derſelbe unter Schau und 
ls 155 Dommitzſcher Deichamtes geſtellt, wie dies weiter unten näher dar⸗ 
geſtellt wird. i 


* 


II. 


dum §. 2 Der jetzt herzuſtellende Winterdeich behält die Richtung des 
bisherigen Sommerdeiches; er wird aber da, wo er hart am konkaven Ufer der 
Elbe fortläuft, bis zu einer Höhe von 23 Fuß 6 Zoll, im Uebrigen bis zu 
einer Höhe von 23 Fuß, Alles am Torgauer Pegel, bei einer 4füßigen Kronen⸗ 
breite und einer beiderſeitigen 2füßigen Böſchung erhöht und verſtärkt, wie dies 
im Koſten⸗Ueberſchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors Cuno in Torgau vom 15. Juni 
1865. näher nachgewieſen. 


III. 


5 Zum § 3. Die Anlage und Unterhaltung des Deiches (II.) erfolgt für 
Geld aus der Kaſſe des Deichverbandes. 
(Nr. 7151.) IV. 


Zum FH. 4. Wie der Deich, werden auch die in demſelben enthaltenen 5 


Schleuſen aus der Kaſſe des Deichverbandes hergeſtellt und unterhalten. 


V. 
Die $$. 5. 6. 7. fallen fort. 


VI. 


Zum §. 8. Das von der Regierung in Merſeburg am 22. März 1856. 
angefertigte Deichkataſter wird ſofort einer Reviſion unterworfen. Die bisherigen 
Grundſätze der Kataſtrirung werden dahin geändert, daß Wieſen und Hütungen 
nicht, wie bisher, für voll, ſondern nur zur Hälfte ihrer Fläche herangezogen 
werden, und überdies auf Stellen, welche beſonders vom Qualmwaſſer leiden, 
billige Rückſicht genommen wird. Im Uebrigen bewendet es bei dem für die 
Aufſtellung und Reviſion des Deichkataſters im F. 8. vorgeſchriebenen Verfahren, 


VII. 
Der F. 9, fällt fort. 


VIII. 


Zum $. 10. Die Gemeinde Drebligar iſt gehalten, auf ihre alleinigen 
Koſten den von der Höhe am Dorfe ab bis zum jetzigen Drebligaer Sommer⸗ 


deiche vor dem Drebligaer Anger führenden ſogenannten Felddeich in gleicher 
Weiſe zu normaliſiren, wie der Deichverband dies mit ſeinem Sommerdeiche 
thut. Dieſer Drebligaer Felddeich muß ebenfalls eine 4 Fuß breite Krone und 
beiderſeitige 2füßige Böſchungen erhalten, die Normaliſirung auch gleichzeitig mit 
der des Verbanddeiches ftattfinden. Die Normaliſirungsarbeiten erfolgen unter 
Aufſicht des Dommitzſcher Deichamtes. Findet dieſe Normalifirung nicht recht⸗ 
zeitig und ordnungsmäßig ſtatt, ſo iſt das Deichamt berechtigt, ſie wie die übrigen 
Verbandsarbeiten für Geld ausführen zu laſſen und die entſtehenden Koſten von 

der Gemeinde Drebligar einzuziehen. i 
f Beim Hochwaſſer iſt der Deich von der Gemeinde Drebligar unter Lei⸗ 
tung und Aufſicht des Deichamtes zu vertheidigen und hat ſich der Ortsvorſtand 


in Drebligar und die Gemeindemitglieder den Weiſungen des Deichhauptmanns 


und ſeines Stellvertreters, ſowie des Deichinſpektors, zu fügen. a 
Die Regierung in Merſeburg hat für den Deichverband und die Gemeinde 
ien eine Deichvertheidigungs-Ordnung nach Anhörung der Betheiligten zu 
erlaſſen. 
f Den jährlichen Schauen des Verbandsdeiches iſt auch der Drebligaer Feld⸗ 
deich unterworfen. Die Gemeinde Drebligar ift bei der Schau ihres Felddeiches 
Siganzen, demnächſt aber auf ihre Koſten auszuführen verpflichtet, was die 
Schaukommiſſion im Intereſſe der Sicherheit des Felddeiches anordnet. 
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Die Gemeinde Drebligar iſt berechtigt, jeder Zeit ihre Aufnahme in den 
chverband zu verlangen. Die ihr in dieſem Statute auferlegten Verpflichtun⸗ 
gen gehen dann ſofort auf den Deichverband über. Sie tritt in dieſem Falle 
mit ihrer geſammten eingedeichten Niederung in das Verbandskataſter nach den⸗ 
felben Grundſätzen, wie die übrige Niederung darin aufgenommen iſt. Das 
Deichamt wird alsdann durch noch einen Drebligaer Repräſentanten vermehrt. 
5 Bis dahin von der Gemeinde Drebligar und dem Deichverbande aufge⸗ 
wendete Koſten werden nicht weiter ausgeglichen, ſondern einfach kompenſirt. 
Den auf der ſüdlichen Grenze des Deichverbandes ſich nach der Höhe 
hinziehenden Felddeich kann die Gemeinde Drebligar gleich nach ausgeführter 

Normaliſtrung ihres vom Dorfe aus führenden Felddeiches abtragen, wenn ihr 
ſolches beliebt. Dem Deichverbande ſteht kein Widerſpruchsrecht dagegen zu. 


IX. 

ö Zum F. 11. Die Beſtimmung wegen des Schleuſenſchluſſes im Drebli⸗ 
gaer Felddeich erledigt ſich mit feiner Abtragung. Bis dahin behält es bei die⸗ 
ſer Statutsbeſtimmung ſein Bewenden. 


X. 
Der $. 12. bleibt unverändert. 
XI. 


Zum F. 13. Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag richtet ſich nach den Be⸗ 
bürfniſſen des Verbandes. Die Höhe des anzuſammelnden Reſervefonds wird 


auf 500 Thaler feſtgeſetzt. 
5 XII. 
Die $$. 14. bis 20. bleiben unverändert. 


XIII. 


5 Zum 9. 21. Die allgemeinen Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende 
Dieichſtatute vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. von 1853. S. 935.) ſollen 
für den Dommitzſcher Deichverband Gültigkeit haben. i 


XIV. 
Der F. 22. bleibt unverändert. 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
2 Königlichen Inſiegel. 
3 Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Leonhardt. 
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(Nr. 7152.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Juni 1868., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 
von der Grenze des Kreiſes Salzwedel bei Beeſe bis Meßdorf zum An- 
ſchluß einerſeits an die Mahlsdorf-Beeſer, andererſeits an die Bismark⸗ 
Oſterburger Chauſſee im Kreiſe Oſterburg, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Nachben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Oſterburg des Regierungsbezirks Magdeburg von der Grenze des Kreiſes 
Salzwedel bei Beeſe bis Meßdorf zum Anſchluß einerſeits an die Mahlsdorf⸗ 
Beeſer, andererſeits an die Bismark-Oſterburger Chauſſee durch den Kreis Sa 
wedel genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Salzwedel beziehungsweise 
dem Kreiſe Oſterburg das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhal⸗ 
tungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den Kreiſen Salzwedel und 
Oſterburg gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, 
beziehungsweiſe der großen Bieſebrücke, das Recht zur Erhebung des Chaufjeegeldes; 
vorbehaltlich näherer Vereinbarung zwiſchen denſelben, und, für den Fall des Nicht: 
zuſtandekommens einer ſolchen, der Entſcheidung der Regierung zu Magdeburg, 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 


F 
e 


Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 8 ; 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 
Schloß Babelsberg, den 13. Juni 1868. J 
Wilhelm. f 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. | 
An den Finanzminiſter, den Minifter für Handel, 5 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den . 
Miniſter des Innern. 1 


(Nr. 7153) = 


ei 


(Nr. 7153.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft des Perchthales zu Laufersweiler, Kreiſes Sim: 
mern. Vom 1. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


berordnen, Behufs Verbeſſerung der in dem Gemeindebanne von Laufersweiler 
im Thale genannt Perch gelegenen Wieſen, nach Anhörung der Betheiligten, dem 
Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. §§. 56. 57. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843. S. 51.) und des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853. Art. 2. (GeſetzSamml. vom Jahre 1853. S. 183.), 
was folgt: 
f SL: 

Die Beſitzer der in dem Gemeindebanne Laufersweiler, Bürgermeiſterei 
Kirchberg, Kreis Simmern, gelegenen Wieſen, wie ſie in dem Situationsplane 
des Wieſenbaumeiſters Weber zu Simmern vom März 1865. nebſt dem dazu 
gehörigen Kataſterauszuge mit einer Fläche von 32 Morgen 86 U Ruthen 
30 Fuß verzeichnet find, werden zu einem Verbande unter dem Namen: 
„Wieſengenoſſenſchaft des Perchthales“ vereinigt, um den Ertrag ihrer Grund⸗ 
ſtücke durch Be⸗ und Entwäſſerung zu verbeſſern. Der Verband hat Korpora⸗ 
klonsrechte und fein Domizil bei feinem jedesmaligen Vorſteher. 


$. 2. 

S Die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungsgräben, die Wehre und Schleuſen, 
die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Bewäſſerung und Ent⸗ 
wiäſſerung der Verbandswieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaft⸗ 
liche Koſten des Verbandes gemacht und unterhalten. Der Umbau und ſonſtige 
Unterhaltung der einzelnen Wieſenparzellen bleibt den Eigenthümern überlaſſen, 
jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtandes im 
Igttereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. 


$. 3. 

Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
Wiüſſerungsanlagen werden von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten 
Flächen aufgebracht. Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des 
Wiieſenvorſtandes feft und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtra⸗ 
tive Exekution zur Kommunalkaſſe einziehen. Die Wäſſerungsanlagen können, 
was Hand⸗ und Spanndienſte betrifft, nach Anordnung des Vorſtandes von den 
Genoſſen ſelbſt ausgeführt werden, Fund zwar nach Verhältniß ihrer betheiligten 
1 Flächen. Der Wieſenvorſtand iſt dann befugt, die nicht rechtzeitig und gehörig 
ausgeführten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des 
Säumigen machen und die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu 
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° laſſen. Eben dazu iſt der Wieſenvorſtand befugt 1 5 Arbeiten, welche den ein 
99 * 
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zelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen An N 
lage nicht unterbleiben dürfen. 


$. 4. 
Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 


Dammdoſſirungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vor⸗ 


theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber 
werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (§. 9.). 
Die Erwerbung von Terrain, welches Nichtmitgliedern des Verbandes ge: 
hört, erfolgt nach den Vorſchriften des zweiten Abſchnittes des Geſetzes vom 
28. Februar 1843. s 


8. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem Wie⸗ 
ſenvorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Wieſenvorſtand bil 
den. Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt unentgeltlich, und erhalten nur baare 
Auslagen aus der Genoſſenſchaftskaſſe erſetzt. 


. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wiefenfchöffen. 


Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme. Der Bürgermeiſter be⸗ 


ruft die Wahlperſammlung und führt den Vorſitz in derſelben. Er verpflichtet 
die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. Minderjährige können durch 
ihre Vormünder mitſtimmen. Wählbar iſt Jeder, der zur Genoſſenſchaft gehört 
und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß 
verloren hat. Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeinde 
wahlen zu beachten. 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſchei— 
nigte Wahlprotokoll. s 


g. 7. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver 


bandes und vertritt denſelben anderen Behörden und Perſonen gegenüber. 
Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Wäſſerungsgräben zu veranlaſſen | 


und zu beauffichtigen; 


b) die Beiträge 19 chreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 


die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


c) die 5 


i 
* 


5 


e 


eh die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; ö 


d) die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen und die halbjährige 

Grabenſchau im Februar und September mit den Wieſenſchöffen 5 
zuhalten 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen erforderlich) 8 


f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der dazu beſonders erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. In Ver⸗ 
hinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſenſchöffen 
vertreten. 

$. 8. 


Die Verbandswieſen ſollen zur zweckmäßigen Bewäſſerung in ſechs Ab⸗ 
ſchnitte nach Anordnung des Wieſenvorſtandes getheilt und die Grenzen der Ab⸗ 
ſchnitte durch numerirte Pfähle bezeichnet werden. Die Bewäſſerung der ein⸗ 
zelnen Abſchnitte findet der Reihefolge nach abwechſelnd ſtatt und wird aus⸗ 
geführt durch die Intereſſenten ſelbſt. 

5 An dem Tage, wo dem einzelnen Abſchnitte das Wäſſerungsrecht zuſteht, 
hat ſich zur Vertheilung des Waſſers jeder Genoſſe, der dabei intereſſirt iſt, in 
der vom Vorſtande zu beſtimmenden Stunde an Ort und Stelle einzufinden. 
Der Nichterſchienene erhält das ihm verhältnißmäßig zuſtehende Waſſer durch die 
anweſenden Wieſenaufſeher zugetheilt. Für jeden Wäſſerungsabſchnitt werden von 
den Genoſſen aus ihrer Mitte zwei Wieſenaufſeher gewählt und vom Bürger⸗ 
meiſter durch Handſchlag vereidet. Dieſelben haben die Wäſſerungsanlagen zu 
überwachen, die Vertheilung des Waſſers zu leiten und die nöthigen Anordnungen 
darüber an die Betheiligten ergehen zu laſſen, ſowie die Zuwiderhandelnden dem 
Wieſenvorſteher zur Beſtrafung anzuzeigen. Kein Eigenthümer darf die Schleu⸗ 
fen und Gräben öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die Bewäſſerungsanlagen 
eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von Einem 
Thaler für jeden Kontraventionsfall. 


. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden nach er⸗ 
ſolgter Feſtſtellung der Bewäſſerungsordnung durch die Regierung alle anderen, 
die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchti⸗ 
gung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vor⸗ 
ſtande unterſucht und entſchieden. Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht 
e 530 je⸗ 
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jedem Theile der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, 
von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher 
angemeldet werden muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der 
unterliegende Theil trägt die Koſten. Das Schiedsgericht beſteht aus dem 
Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern. Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für 
jeden werden von der Generalverſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre 
gewählt. Wählbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar iſt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 


$. 10. 


Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung und der Heuwer⸗ 
bung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen zu treffen 
und kann derſelbe Uebertretungen mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern 
bedrohen. | 


§. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Regierung in Coblenz 
als Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den 
Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 

$. 12. 
d Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. | 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1868. 


(. S.) Wilhelm. | 
v. Selchow. Leonhardt. 
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(Fr. 7154.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Juli 1868., betreffend die Eidesleiſtung der evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen in der Provinz Hannover. 


Aır den von Ihnen nach Anhörung des evangelifch - Iutherifchen Landeskonſiſto⸗ 
riums in Hannover erſtatteten Bericht vom 29. v. M. genehmige Ich, daß die Eides⸗ 
leiſtung der evangeliſchen Geiſtlichen in der Provinz Hannover künftig nach Maaß⸗ 
„gabe des in der Anlage wieder beigefügten Formulars erfolge. Dieſer Eid tritt an 
„die Stelle aller von dieſen Geiſtlichen nach den bisherigen Beſtimmungen zu 
, keiftenden Huldigungs- und Dienſteide, unbeſchadet der Beibehaltung beſonderer, 
Rin den letzteren enthaltenen kirchlichen Verpflichtungen in nicht eidlicher Form. 
Für die in ein Konſiſtorialamt Eintretenden behält es in Bezug auf die kirchliche 
Seite dieſes Amtes bei der bisher vorgeſchriebenen beſonderen Verpflichtung ſein 
Bewenden. Die Ableiſtung von Simonie⸗Eiden bei Uebernahme geiſtlicher Aemter 
hört auf. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1868. 


Wilhelm. 
5 v. Mühler. 
. An den Miniſter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 


Formular 
für 


den Eid der evangeliſchen Geiftlichen in der Provinz Hannover. 


Joh N. N. ſchwöre ꝛc., daß ich in dem mir jetzt anvertrauten oder künftig 
anzuvertrauenden geiſtlichen Amte, fo wie es einem Diener der chriſtlichen Kirche 
geziemt, Seiner Königlichen Majeſtät von Preußen (Name des Königs), meinem 
allergnädigſten Könige und Herrn und dem Königlichen Haufe treu und gehorſam 
bein, das Wohl des Landes in dem mir angewieſenen oder noch anzuweiſenden 
Wirkungskreiſe, ſoviel in meinen Kräften ſteht, befördern, die Pflichten meines 
Amtes mit Gewiſſenhaftigkeit erfüllen und in meiner Gemeine als ein treuer 
Seelſorger mit allem Ernſt und Eifer bemüht fein will, durch Lehre und Wandel 
n 1 1 6 Gottes und meines Herrn und Meiſters Jeſu Chriſti zu bauen. Alles, 
o wahr dc. i 
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(Nr. 7155.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Juli 1868., betreffend die Vefeitigung des 
bots und der Mortifikation verlorener Kupons von Schleſiſchen altlar 
ſchaftlichen Pfandbriefen. EN 25 


Alf den Bericht vom 25. Juni d. J. will Ich den von dem zwölften General: 

landtage der Schleſiſchen Landſchaft zu der ihm vorgelegten Propoſition IV. gefaßte 

Beſchluß dahin: 5 b ; 
„Die unter Nr. 5. des durch Königlichen Erlaß vom 7. Dezember 1848, 
genehmigten Regulativs über die Einführung von Zinskupons zu den 
Schleſiſchen Pfandbriefen enthaltene Beſtimmung, betreffend das Aufgebot 
und die Mortifikation verlorener Kupons (Geſetz-Samml. von 1849 
S. 77.), findet fortan auf diejenigen Zinskupons, welche nach Ablauf der 
gegenwärtigen Kuponsperiode, alſo von Weihnachten 1868. ab und weiter. 
hin zu den Schleſiſchen altlandſchaftlichen Pfandbriefen werden ausgegeben 
werden, keine Anwendung.“ 

hierdurch genehmigen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1868. 
| Wilhelm. 


Für den Miniſter des Innern. 
Frh. v. d. Heydt. Leonhardt, 


An den Miniſter des Innern und den Juſtizminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
i (R. v. Decker). 


